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EGB-Kongress, 21.-24. Mai 2007 in Sevilla
Das europäische Sozialmodell stärken
Im Mai findet in Sevilla der 11. Kongress des Europäischen Gewerkschaftsbundes (EGB) statt, an dem die Hauptausrichtungen für die nächsten vier Jahre festgelegt werden. Auf dem Programm stehen folgende Fragen: Wie kann der EGB seinen Einfluss auf europäischer Ebene verstärken und wie kann das europäische Sozialmodell angesichts der neoliberalen Angriffe aufrechterhalten werden?
Zum Angriff! Unter diesem Motto stehen die Strategie und der Aktionsplan des Kongresses, die in Sevilla von über tausend Delegierten aus etwa 80 im EGB zusammengeschlossenen nationalen Gewerkschaftsbünden, darunter Travail.Suisse, diskutiert werden.
Seit mindestens zehn Jahren hinkt der soziale Fortschritt in der Europäischen Union (EU) der Entwicklung des Einheitsmarkts hinterher. Als Folge davon verliert das europäische Projekt in verschiedenen EU-Ländern an Unterstützung, und übermässiger Protektionismus sowie Ausländerfeindlichkeit nehmen zu. Die Ablehnung der europäischen Verfassung in Frankreich und den Niederlanden veranschaulicht dieses Klima.
Ausserdem stellen manche das europäische Sozialmodell unter dem Vorwand in Frage, dass in Anbetracht der grossen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten nicht von europäischem Sozialmodell gesprochen werden kann. Schlimmer noch: Der neoliberale Trend setzt sich immer mehr durch, zum Beispiel mit der Liberalisierung des Service public oder dem offenkundigen Willen, die Arbeitsmärkte flexibler zu gestalten, damit Europa gegenüber den USA und den Schwellenländern in Asien und Lateinamerika wettbewerbsfähig bleibt.
Wenn Europa in einem Umfeld der wachsenden Globalisierung wettbewerbsfähig bleiben will, dürfen die erforderlichen Veränderungen und die nötige Flexibilität nach Ansicht des EGB nicht durch eine Schwächung des Arbeitsschutzes und der sozialen Sicherheit herbeigeführt werden. Der richtige Weg führt vielmehr über die Förderung von Weiterbildung, Forschung und Innovation, Möglichkeiten zur Vereinbarung von Familien- und Berufsleben, Investitionen in die Infrastruktur usw. Es ist nämlich überhaupt nicht erwiesen, dass die EU mit mehr unsicheren Arbeitsverträgen oder mit einer Aufhebung der in manchen Ländern geltenden Mindestlöhne wettbewerbsfähiger wäre.
Zunahme der Arbeitsunsicherheit in der EU
Eine solche Verschlechterung der Arbeitsbedingungen ist übrigens derzeit zu beobachten, und zwar in beunruhigendem Ausmass: In den letzten Jahrzehnten nahmen ungeregelte Beschäftigungsformen weiter zu, und der Trend zur unsicheren Beschäftigung beschleunigte sich. Heute hat nahezu jede(r) fünfte Arbeitnehmer(in) in der EU eine Teilzeitarbeit und etwa jede(r) siebte einen befristeten Arbeitsvertrag. 

Ein weiterer Auswuchs dieser Unsicherheit ist der Trend zur Scheinselbstständigkeit, mit der Arbeitgeber ihre Pflichten gegenüber den Arbeitnehmern umgehen, indem sie angestellte Arbeitnehmer zu „selbstständigen“ Dienstleistern umfunktionieren. Die Zeit- und Vertragsarbeit nimmt ebenfalls zu, was zu sozialem Dumping führt.
Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich, dass das Kapitel über den Arbeitsmarkt in den Kongressunterlagen den Löwenanteil ausmacht. Der EGB formuliert diesbezüglich sehr viele Forderungen, die auf folgenden Punkten beruhen: 
· mehr Gleichheit unter Wahrung der Vielfalt, vor allem durch Förderung der Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben;
· besserer Rahmen für die Mobilität in der EU durch Schaffung eines transnationalen Streikrechts;
· bessere europäische Gesetzgebung für den Arbeitsmarkt (ausgehandelte «Flexicurity» - Flexibilität und Sicherheit). Die Debatte zum Flexicurity-Modell darf sich nicht auf die Anliegen der Arbeitgeber beschränken, die eine flexiblere Gestaltung der Arbeitsverträge und eine Lockerung des Kündigungsschutzes anstreben;
· ehrgeizigere soziale Agenda (Überarbeitung der Arbeitszeit-Richtlinie
, Verabschiedung einer Richtlinie über Zeitarbeit, Revision der Richtlinie über die Entsendung von Arbeitnehmern).
Förderung des sozialen Dialogs
Der EGB will auch in anderen für die Arbeitnehmenden sehr wichtigen Bereichen zum Angriff übergehen. So engagiert er sich zum Beispiel im Bereich des sozialen Dialogs für eine stärkere Beteiligung der Arbeitnehmenden (beispielsweise, indem er eine Revision der Richtlinie über europäische Betriebsräte verlangt) oder auch im Bereich des Steuerwesens, um zu viel Steuerwettbewerb zwischen den EU-Ländern zu verhindern.
Die Frage der nachhaltigen Entwicklung wird auch nicht vergessen. Der EGB fordert, dass der Energieverbrauch gesenkt und die erneuerbaren Energien gefördert werden, wodurch viele qualifizierte und dauerhafte Arbeitsplätze entstehen.
Travail.Suisse wird sich aktiv an der Arbeit des Kongresses beteiligen, denn auch wenn unser Land nicht EU-Mitglied ist, betreffen viele der debattierten Fragen die Schweizer Arbeitnehmenden direkt, so zum Beispiel der freie Personenverkehr, die Liberalisierung der öffentlichen Dienste oder auch die europäischen Betriebsräte.

Denis Torche, Leiter Europapolitik, Travail.Suisse
� Eine Richtlinie ist ein europäisches Gesetz, das die Mitgliedstaaten auf ihre nationale Gesetzgebung übertragen müssen.





